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Einführung in das Thema

Das Recht der betrieblichen Altersversorgung gilt innerhalb des Arbeits-
rechts als außerordentliche Spezialmaterie. In diesem ohnehin speziellen
Rechtsgebiet findet der Teilbereich der betrieblichen Hinterbliebenenver-
sorgung wenig Beachtung. Darin spiegelt sich aber nicht ihre praktische
Relevanz wider, denn in den allermeisten Versorgungszusagen wird bis
heute ganz selbstverständlich auch eine Hinterbliebenenversorgung zuge-
sagt.1 Oft machen sich die Parteien über diese Zusage keine weiteren Ge-
danken und sind sich der rechtlichen Problemstellungen in diesem Gebiet
kaum bewusst.2 Auf den ersten Blick könnte man meinen, dass die Hinter-
bliebenenversorgung neben der Zusage der übrigen Risiken, wenn auch
nicht praktisch, doch aber rechtlich zu vernachlässigen sei.

Es findet sich aber eine Vielzahl von Vertragsgestaltungen, die Hinter-
bliebene von der Versorgung ausschließen oder deren Ansprüche ein-
schränken. Über ihre Wirksamkeit kommt es immer wieder zu Rechtsstrei-
tigkeiten. Insofern stellt sich für die kautelarjuristische Praxis immer wie-
der die Frage, welche rechtlichen Schranken für die Begrenzung von Ver-
sorgungsrisiken in der Hinterbliebenenversorgung bestehen und was
(noch) wirksam vereinbart werden kann. Zwischen den betriebswirtschaft-
lichen Bedürfnissen und der rechtlichen Machbarkeit besteht eine deutli-
che Diskrepanz. Zuweilen wird sogar behauptet, die Begrenzung von Ver-
sorgungsrisiken sei heute „nicht mehr zeitgemäß“.3 Das erscheint übertrie-
ben. Nicht zu leugnen ist zwar, dass die rechtlichen Hürden dafür in den
letzten Jahren immer höher wurden. Trotzdem liegt die Vorstellung fern,
eine Versorgungszusage könnte entgegen aller ökonomischen Zwänge auf-
rechterhalten werden, ohne dabei bestimmte Risiken auszuschließen. Man
kann der Frage, wo die Grenzen der rechtlichen Machbarkeit bei der Risi-
kobegrenzung verlaufen, also nicht einfach aus dem Weg gehen.

§ 1.

1 Andresen/Rühmann, GS-Blomeyer, S. 5; Diller, BetrAV 2016, 469.
2 Diller, BetrAV 2016, 469.
3 Mutter, AG 2016, R302.
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Gegenstand der Untersuchung: Originäre Begrenzung von Versorgungsrisiken

Trotz der Bedeutung für die Rechtspraxis, wurde bisher nicht umfassend
wissenschaftlich aufgearbeitet, inwieweit der Zusagengeber seine Versor-
gungsrisiken aus der Hinterbliebenenversorgung einschränken darf. Diese
Untersuchung soll sich dem nun annehmen, indem sie sich mit den Fra-
gen der originären Begrenzung von Versorgungsrisiken befasst.4 Es geht
dabei um die kautelarjuristische Gestaltung einer Versorgungszusage, be-
vor der Zusagenempfänger Anwartschaften daraus erwirbt.

Zunächst wird mit den Methoden der Rechtstatsachenforschung in § 2
der Arbeit aufgezeigt, welche Verbreitung die Hinterbliebenenversorgung
in der Praxis hat und wieso Risiken überhaupt begrenzt werden müssen.
Es wird dazu erläutert, was Risikobegrenzung voraussetzt, warum sie gera-
de in der Hinterbliebenenversorgung problematisch ist und welche Er-
scheinungsformen es gibt. Weiter wird die Interessenlage dargestellt, die in
späteren Teilen der Untersuchung als Grundlage für die rechtsdogmatische
Einordnung relevant sein wird.

Den Schwerpunkt der Untersuchung bilden die sich daran anschließen-
den rechtsdogmatischen Teile, § 3 bis § 5. Zentraler Ausgangspunkt für
diese Teile der Untersuchung soll die in Literatur und Rechtsprechung im-
mer wieder getroffene Aussage sein, dass der Zusagengeber die Hinterblie-
benenversorgung im Wege der Privatautonomie einschränken kann.5 Es
wird untersucht, ob diese Grundannahme zutrifft oder ob sie relativiert
werden muss. Im Einzelnen sollen die drei Abschnitte dazu die folgenden
Erkenntnisse liefern:

§ 3 stellt dar, in welchem rechtlichen Rahmen die Begrenzung wirt-
schaftlicher Risiken in der Hinterbliebenenversorgung stattfindet und mit
welchen gesetzlichen Wertungen besonders oft Konflikte auftreten kön-
nen. Dieser Abschnitt beleuchtet übergeordnete Fragen und zieht sie, los-
gelöst von konkreten Gestaltungsvarianten, vor die Klammer.

Darauf aufbauend enthält § 4 einen konzeptionellen Beitrag in Form ei-
nes Prüfungsrasters, mit dem Vertragsgestaltungen auf ihre Wirksamkeit

A.

4 Bewusst davon abzugrenzen sind Eingriffe in bestehende Besitzstände, dazu so-
gleich § 1.B.

5 BAG, 18.11.2008 – 3 AZR 277/07, juris Rn. 35 = NZA-RR 2009, 153 (156); vgl.
auch BAG, 28.3.1995 – 3 AZR 343/94, juris Rn. 25 = NZA 1995, 1032; Blomeyer/
Rolfs/Otto, BetrAVG Anh. § 1 Rn. 132; UFOD/Uckermann, BetrAVG Einl. Rn. 97;
Cisch in: Förster/Cisch/Karst, BetrAVG § 1 Rn. 55; Kemper/Kisters-Kölkes/Berenz/
Huber, BetrAVG § 1 Rn. 18 f.; SHSS/Borchard, ArbR-BetrAV, Teil 9 C Rn. 1 f.;
Kreitner in: Küttner, Personalbuch, „Hinterbliebenenrente“ Rn. 3.
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hin überprüft werden können. Der Abschnitt dient zur Orientierung, oh-
ne jede denkbare Fallkonstellation erfassen zu können.

Der besondere Teil der Arbeit in § 5 befasst sich sodann mit den Rechts-
fragen, die bei gängigen Vertragsgestaltungen zur Risikobegrenzung auf-
treten und präsentiert dazu, wo angezeigt, eigene Lösungsvorschläge.

Abschließend greift § 6 die in §§ 3 bis 5 untersuchte Kernaussage noch
einmal auf und zieht in Erwiderung dazu eine kurze rechtspolitische
Schlussfolgerung. Im Anschluss daran werden die wesentlichen Ergebnisse
der Untersuchung nochmals in Thesenform dargestellt.

Der Anhang der Arbeit enthält unkommentierte Formulierungsvor-
schläge für alle in § 5 untersuchten Vertragsgestaltungen, die das wirt-
schaftliche Risiko nach der hier vertretenen Rechtsauffassung wirksam be-
grenzen.

Abgrenzung zur rückwirkenden Risikobegrenzung

Diese Untersuchung soll sich nicht mit der Frage befassen, inwieweit Risi-
ken auch rückwirkend begrenzt werden können. Es wird also nur beleuch-
tet, ob die jeweils untersuchte Gestaltung für die Zukunft, nicht aber, ob
sie rückwirkend für die Vergangenheit gelten kann. Letzteres zu beleuch-
ten wäre aus Sicht des Verfassers dem Ziel der Untersuchung abträglich
und wurde daher bewusst ausgeklammert.

Der Grund dafür ist nicht etwa fehlende Relevanz der Thematik. Viel-
mehr beruht die Entscheidung auf der Abgrenzung der wissenschaftlichen
Fragestellung. Im Hinblick auf den weit gefassten Arbeitstitel soll sie vor
Eintritt in die eigentliche Untersuchung gerechtfertigt werden:

Auf den ersten Blick scheinen die Fragen kaum voneinander trennbar,
ob Risiken nur von vornherein oder auch noch rückwirkend begrenzt wer-
den können. Tatsächlich treten aber schon bei der Begrenzung der Risiken
von vornherein zahlreiche Rechtsfragen auf, die eine umfassende wissen-
schaftliche Aufarbeitung verlangen. Ziel dieser Untersuchung soll es sein,
diese Rechtsfragen zu lösen. Die rückwirkende Risikobegrenzung ist dem-
gegenüber ein Sonderfall, der völlig andere Rechtsfragen aufwerfen und so
die Beantwortung der Grundsatzfragen belasten würde: Die nachträgliche
Änderung greift in bereits erworbene Besitzstände ein, da dann bereits An-
wartschaften aus der Zusage erworben wurden. Das ist vor dem Hinter-
grund des Entgeltcharakters der betrieblichen Altersversorgung6 problema-

B.

6 Dazu unten § 3.A.II.
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tisch, denn die im Vertrauen auf die Leistung erbrachte Betriebstreue des
Zusagenempfängers kann nicht einfach rückabgewickelt werden. Solche
erdienten Besitzstände werden in der betrieblichen Hinterbliebenenversor-
gung durch die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze des Ver-
trauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit geschützt.7 Bei jeder Ände-
rung der Zusage müssen diese Grundsätze beachtet werden.

Auf die einzelnen Vertragsgestaltungen hat das jedoch keinen Einfluss.
Vielmehr sind diese Grundsätze immer nur ein zusätzlicher Aspekt, den
man nach Beantwortung dieser grundsätzlichen Rechtsfragen zusätzlich
beleuchten müsste. Ob die Grundsätze des Vertrauensschutzes und der
Verhältnismäßigkeit gewahrt sind, lässt sich immer nur anhand der jewei-
ligen Umstände des Einzelfalls beantworten. Beispielhaft würde sich also
zuerst die Frage stellen, ob eine Spätehenklausel8 für sich genommen wirk-
sam ist. Im zweiten Schritt müsste beantwortet werden, ob ihre nachträgli-
che Einfügung in diese konkrete Versorgungszusage unter Beachtung der
Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit als zuläs-
sig erscheint.

Da die zweite Frage keinen Einfluss auf das Ergebnis der ersten Frage
hat, wäre damit kein wissenschaftlicher Mehrwert für den Rest der Unter-
suchung gewonnen. Die Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Ver-
hältnismäßigkeit abstrakt zu beleuchten, würde die übrige Untersuchung
verwässern – ganz besonders deshalb, da sie zahlreiche Folgefragen wie die
Wahl des Ablösungsmechanismus aufwirft, die es dann zu beantworten
gälte.9 Insgesamt sprechen damit die besseren Gründe dafür, Frage zwei
zugunsten von Frage eins von dieser Untersuchung gänzlich auszuklam-
mern.

7 BAG, 26.8.1997 – 3 AZR 235/96, juris Rn. 38 = NZA 1998, 817 (819).
8 Dazu unten § 5.D.VI.
9 Grundlegend etwa zur Ablösung durch verschlechternde Betriebsvereinbarung

BAG, 16.9.1986 – GS 1/82 = NZA 1987, 168.
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Rechtstatsächlicher Rahmen

Vorab soll der rechtstatsächliche Rahmen für die Untersuchung bestimmt
werden, um damit eine begriffliche und statistische Grundlage für die
rechtliche Einordnung der Thematik zu schaffen.

Verbreitung und wirtschaftliche Bedeutung der Hinterbliebenenversorgung

Für die praktische Relevanz ist es zunächst wichtig, sich die wirtschaftliche
Bedeutung der Hinterbliebenenversorgung zu vergegenwärtigen. Anders
als es die fehlende Beachtung in der Rechtswissenschaft vermuten lässt,
handelt es sich hier keineswegs um ein zu vernachlässigendes Randphäno-
men. Im Gegenteil kommt ihr eine wirtschaftliche Bedeutung von eini-
gem Gewicht zu.

Beruhend auf Daten des Mikrozensus 2013, verfügen 34,1% der Arbei-
ter, Angestellten und Auszubildenden mit Ausbildungsvergütung in
Deutschland über eine betriebliche Altersversorgung.10 Die Deckungsmit-
tel für alle Durchführungswege beliefen sich für das Jahr 2014 auf insge-
samt 557 Mrd. €.11

Der Teilbereich der Hinterbliebenenversorgung lässt sich davon nicht
eindeutig isolieren. Derzeit existieren keine offiziellen Zahlen des statisti-
schen Bundesamtes darüber, wie viele Menschen in Deutschland über eine
betriebliche Hinterbliebenenversorgung verfügen.12 Vielfach wird jedoch
die Hinterbliebenenversorgung einfach zusammen mit der übrigen Alters-
versorgung zugesagt. Ältere Schätzungen des ifo-Instituts gehen davon aus,
dass rund 41% der Zusagen zumindest eine Hinterbliebenenversorgung
für Witwen einschließen.13 Betroffen wären danach also knapp 14% aller
Beschäftigten im obigen Sinne. Hinzu kommen außerdem Organmitglie-
der, wie Vorstände und Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften. In abso-
luten Zahlen ist diese Gruppe zwar gegenüber den Beschäftigten zu ver-

§ 2.
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10 Destatis, Mikrozensus 2013.
11 Schwind, BetrAV 2016, 350 (350 f.).
12 Antwort auf eine Anfrage beim Statistischen Bundesamt vom 6. März 2017.
13 Uebelhack, Betriebliche Altersversorgung, Rn. 98, mit Bezug auf eine Studie des

ifo-Instituts von 1999.
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nachlässigen, allerdings wirken sich Versorgungsrisiken hier wegen des
größeren finanziellen Volumens je Zusage als sehr kostspielig aus, weshalb
in solchen Fällen besonders häufig Streit über die Gestaltung der Zusage
herrscht.14

Es lässt sich also zusammenfassen, dass die Hinterbliebenenversorgung
einen sowohl betriebs- als auch volkswirtschaftlich relevanten Sachverhalt
darstellt.

Begriff und Motivlage der Risikobegrenzung

Bei der Begrenzung von Versorgungsrisiken handelt es sich nicht um
einen eindeutigen oder gar verrechtlichten Begriff. Vorab gilt es daher zu
bestimmen, was überhaupt darunter zu verstehen ist und welche Motive
der Zusagengeber damit verfolgt.

Einzugehende Risiken und ihre Kalkulierbarkeit

Betriebsrenten und speziell die Hinterbliebenenversorgung sind langan-
dauernde Verbindlichkeiten. Ihre Höhe hängt von vielen Faktoren, wie
beispielsweise der Rentenbezugsdauer, ab. Damit steht zum Zeitpunkt der
Zusage noch nicht fest, welche wirtschaftlichen Belastungen durch sie ein-
gegangen werden. Da dies nur auf einer Prognose beruht, spricht man in
der betrieblichen Altersversorgung gemeinhin nicht von Verbindlichkei-
ten, sondern von Versorgungsrisiken oder auch nur Risiken.

Bei Begrenzung dieser Versorgungsrisiken besteht eine diffizile Interes-
senlage. Die Zusage findet, mit einigen Ausnahmen wie der von Organ-
mitgliedern, meist im Arbeitsverhältnis statt. In der Regel ist also der Zusa-
gengeber Arbeitgeber, der Zusagenempfänger wiederum Arbeitnehmer.
Ziel des Zusagengebers ist es, den Zusagenempfänger durch die betriebli-
che Altersversorgung an seinen Betrieb zu binden.15 Ist sie als Hinterblie-
benenversorgung ausgestaltet, kommt die Leistung aber nicht dem Zusa-
genempfänger selbst, sondern einem Dritten, dem Hinterbliebenen, zugu-
te. Gegenüber dem Hinterbliebenen verfolgt der Zusagengeber keinen ei-
genständigen Zweck.16 Daher findet das eigentliche Zusagenmotiv beson-

B.

I.

14 Vgl. Bauer/v.Medem, BetrAV 2015, 315.
15 BAG, 28.3.1995 – 3 AZR 343/94, juris Rn. 25 = NZA 1995, 1032.
16 Rühmann, FS-Förster, S. 253 (257).
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ders hier einen Antagonisten im Interesse, durch die Zusage nur so weit
wie nötig wirtschaftliche Belastungen auf sich zu nehmen. Diese Motivlage
lässt sich allgemein mit dem Begriff der Risikobegrenzung umschreiben.

Mit dem Begriff ist aber noch nichts darüber gesagt, wer dieses Risiko
trägt. Von Risikobegrenzung kann überhaupt nur da gesprochen werden,
wo auch wirtschaftliche Risiken eingegangen werden. Liegen sie allein
beim Zusagenempfänger, weil er sie ausschließlich selbst finanziert,
spricht man von betrieblicher Altersvorsorge.17 Hier stellen sich die zu er-
wartenden Versorgungsfälle schon begrifflich nicht als Risiken dar. Noch
weniger wird Streit darüber bestehen, ob sie eingeschränkt werden dürfen.
Insofern bezieht sich diese Untersuchung ausschließlich auf die betriebli-
che Altersversorgung, die zumindest teilweise vom Zusagengeber finanziert
wird.

Untrennbar mit der Risikobegrenzung ist auch die Risikobewertung
verbunden. Die Hinterbliebenenversorgung nimmt dabei eine Sonderrolle
ein. Wird einem Zusagenempfänger eine Altersrente versprochen, sind
sein Renteneintrittsalter und die voraussichtliche Lebenserwartung be-
kannt. Damit ist auch die ungefähre Dauer des späteren Leistungsbezugs
im Voraus gut prognostizierbar. In der Praxis bedient man sich dafür sog.
Sterbetafeln, um die Versorgungszusage stetig an die sich verändernde Le-
benserwartung anzupassen.18

Bei der Hinterbliebenenversorgung fällt die Risikobewertung dagegen
weitaus komplexer aus. Hier tritt eine Vielzahl weiterer Faktoren hinzu,
durch die das Risiko variieren kann.

Der erste Faktor ist das vom Zusagenempfänger je nach Fall stark abwei-
chende Alter der Begünstigten. Es ist also schwer eingrenzbar, für welche
Dauer die Leistung voraussichtlich erbracht werden muss. Wie stark die
Kosten variieren, soll ein kurzes Beispiel verdeutlichen: vergleicht man den
Rentenbarwert einer lebenslangen Altersrente eines 65 Jahre alten Mannes
je mit und ohne Hinterbliebenenrente, belaufen sich die Mehrkosten für
die Hinterbliebenenrente auf etwa 20%.19 Bei einem 30 Jahre alten Zusa-
genempfänger kann das unter sonst gleichen Parametern dagegen schon
45% ausmachen.20 Das eingegangene Risiko ist im zweiten Fall also mehr
als doppelt so hoch. Hintergrund für die Abweichung ist das Risiko eines
frühen Todes des Zusagenempfängers: In diesem Fall müssten die dann

17 Begriffliche Unterscheidung nach Bepler, FS‑Höfer, S. 1 (3).
18 Weithin verbreitet sind die sog. Heubeck-Richttafeln.
19 Reichel/Schmandt, BetrAV, E. 392.
20 Vgl. die Tabellenwerte bei Reichel/Schmandt, BetrAV, E. 402.
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